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Mittlerweile kommt den Perso-
nal-Computern in Betrieben 
und Dienststellen fast schon 

›naturgemäß‹ auch ein privater Nutz-
wert zu: Da die meisten Arbeitsplatz-
rechner mittlerweile nicht mehr nur zur 
betriebsinternen Kommunikation, son-
dern auch als ›Kontakt-Schnittstelle‹ der 
Firma nach außen – etwa für die Verwal-
tung der ›elektronischen Post‹ – genutzt 
werden und überdies häufig auch der 
Informationsbeschaffung dienen sollen, 
sind sie zunehmend mit einem – in der 
konkreten Nutzungsmöglichkeit je nach 
den betrieblichen Verhältnissen mehr 
oder weniger eingeschränkten – Zugang 
zum Internet ausgestattet. 

Damit erhalten immer mehr Beschäf-
tigte die Möglichkeit, das World-Wide-
Web û oder die elektronische Post 
(E-Mail) am Arbeitsplatz zu nutzen 
– auch privat. Eine Gelegenheit, von der 
entsprechend häufig Gebrauch gemacht 
wird. Mal eben so, wie man es von 
zuhause gewohnt ist: Schnell mit einem 
Mausklick die neuesten Ereignisse vom 
Tag aufrufen, über Online-Banking û 
einen kurzen Blick aufs Privatkonto wer-
fen oder rasch eine E-Mail-Nachricht an 
einen Freund schicken – um nur einige 
der Möglichkeiten zu nennen. 

jan a. strunk

Heute schon gemailt 
und gesurft?

Die Computer-Nutzung am Arbeitsplatz ist 
unübersehbar längst über das Stadium der reinen Aufgaben-

bewältigung mit Hilfe der neuen Medien hinaus 
gelangt. Da wird private Mitnutzung fast 

selbstverständlich, hat aber ihre juristischen Tücken.

Bei den Arbeitgebern ist dieses Ver-
halten nicht immer gern gesehen: Neben 
zusätzlichen Verbindungskosten wer-
den Mehrkosten auch durch den damit 
verbundenen Arbeitsausfall befürchtet. 
Außerdem birgt der ungehemmte pri-

ersatzansprüchen zunehmend auch 
arbeitsrechtliche Sanktionen wie Abmah-
nungen und ordentliche ebenso wie 
fristlose Kündigungen Gegenstand 
gerichtlicher Verfahren zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern. Und da ist 
auch der Betriebs-/Personalrat wieder 
mit ›von der Partie‹ – zum Beispiel wenn 
er darüber zu beschließen hat, wie er auf 
eine beabsichtigte Kündigung reagieren 
will. Grund genug, einmal näher auf die 
Rechtslage zu schauen. 

Wann ist die private
Nutzung privat? 

Ist nun also die private Internetnutzung 
ohne ausdrückliche Genehmigung durch 
den Arbeitgeber verboten oder ist sie 
grundsätzlich erlaubt, wenn die entspre-
chenden Einrichtungen vorhanden sind? 
Wie so oft liegt die Wahrheit auch hier 
›in der Mitte‹:

Keine grundsätzlichen Probleme gibt 
es (rechtlich gesehen), wenn den Beschäf-
tigten schon durch Arbeitsvertrag oder 
eine Dienstanweisung die private Nut-
zung von Internet und E-Mail ausdrück-
lich verboten ist. Denn generell steht es 

 Entscheidungen aus der Gerichtspraxis:
ó Die private Nutzung des Internet mit einem vom Arbeitgeber 

überlassenen PC durch den Arbeitnehmer rechtfertigt regel-
mäßig erst nach entsprechender Abmahnung eine Kündi-
gung durch den Arbeitgeber. (LAG Köln, Urteil vom 17. 2. 2004 
– 5 Sa 1049/03) 

ó Auch bei der Nutzung pornografischer Internetseiten durch 
einen Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ist eine fristlose Kündigung 
nur dann gerechtfertigt, wenn ein ausdrückliches Verbot des 
Arbeitgebers oder eine Nutzungsvereinbarung zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber vorhanden ist. Ein Hinweis im Intranet 
eines Betriebs ist insoweit nicht ausreichend. (LAG Rheinland-
Pfalz, Urteil vom 18. 12. 2003 – 4 Sa 1288/03)

vate E-Mail-Verkehr ebenso wie jedes 
›Surfen‹ û in unsicheren Internetgegen-
den Gefahren für die IKT-Infrastruktur 
des Betriebs – erst recht, wenn auch noch 
irgendwelche Dateien ›heruntergeladen‹ 
werden. 

Dementsprechend sind zu dieser The-
matik mittlerweile neben der Geltend-
machung von Kosten- und Schadens-

jedem Arbeitgeber frei, zu bestimmen, ob 
und in welchem Umfang er seinen Mit-
arbeitern dies erlaubt oder nicht. Er kann 
also jegliche private Nutzung untersa-
gen, wobei im Einzelfall natürlich fraglich 
sein kann, ob eine bestimmte E-Mail oder 
ein konkreter Besuch im Internet der 
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privaten oder der dienstlichen Tätigkeit 
zuzuordnen ist. 

Als Faustregel gilt in diesen Fällen: 
Soweit ein inhaltlicher Bezug zu den 
dienstlichen Aufgaben besteht und die 
Nutzung des Internet durch den Mit-
arbeiter den objektiven Interessen des 
Arbeitgebers entspricht, ist von einer 
dienstlichen Nutzung auszugehen. Ob 
die Aktion selber tatsächlich erfolgreich 
oder auch nur zweckmäßig war, spielt 
dabei keine Rolle. 

Hier muss man natürlich im Einzelfall 
abgrenzen: Eine Mitarbeiterin etwa, die 
sich durch eine Internetrecherche über 
Möglichkeiten der fachlichen Fortbil-
dung informiert, handelt sicher noch 
im obigen Sinn dienstlich. Das Herunter-
laden von Cartoons zur Belustigung der 
Kollegenschaft hingegen mag zwar dem 
Betriebsklima dienen, weist aber zweifel-
los keinen direkten Bezug zu dienstlichen 
Aufgaben auf …

Zur dienstlichen Nutzung zählt aber 
auch eine private Nutzung aus dienstli-
chem Anlass: Wenn also ein Beschäftig-
ter via E-Mail zuhause mitteilt, dass es 
wegen notwendiger Überstunden ›mal 
wieder später‹ wird, ist dies trotz des 
privaten Charakters der Mitteilung keine 
private Nutzung.

Verstoß gegen 
ausdrückliches Verbot

In Fällen der Zuwiderhandlung gegen 
eine ausdrückliche dienstliche Weisung 
liegt unzweifelhaft ein arbeitsvertrag-
licher Verstoß vor, der den Arbeitgeber zu 
entsprechenden Sanktionen berechtigt. 

Ob diese Sanktion angemessener-
weise eine Abmahnung oder doch gleich 
eine Kündigung (schlimmstenfalls eine 
fristlose) sein kann, hängt maßgeblich 
von den ›Begleitumständen‹ des Versto-
ßes ab, etwa vom Umfang der unerlaub-
ten Nutzung, vom zeitlichen Umfang des 
Arbeitsausfalls, von den verursachten 

Kosten oder sonstigen Schäden – aber 
auch von den Nutzungsinhalten. Außer-
dem spielen die dienstlich-persönlichen 
Verhältnisse des Arbeitnehmers (Beschäf-
tigungsdauer, bisheriges Verhalten usw.) 
eine Rolle. 

In einem aktuellen Urteil anlässlich 
eines Falls, in dem der wiederholte 
Zugriff auf pornografische Seiten zur 
fristlosen Kündigung eines Arbeit-
nehmers geführt hatte (hier war die 
Nutzung des Internet allerdings nicht 
ausdrücklich verboten gewesen), hat 
das Bundesarbeitsgericht die in solchen 
Fällen geltenden Kriterien noch einmal 
benannt:

»[Es] wird zu klären sein, in welchem 
zeitlichen Umfang der Kläger seine 
Arbeitsleistung durch das Surfen im 
Internet zu privaten Zwecken nicht 
erbracht und dabei seine Aufsichtspflicht 
verletzt hat, welche Kosten dem Arbeit-
geber durch die private Internetnutzung 
entstanden sind und ob durch das Auf-
rufen der pornografischen Seiten der 
Arbeitgeber einen Imageverlust erlitten 
haben könnte. Sodann ist je nach dem 
Gewicht der näher zu konkretisierenden 
Pflichtverletzungen gegebenenfalls zu 
prüfen, ob es vor Ausspruch der Kündi-
gung einer Abmahnung bedurft hätte 
und ob unter Berücksichtigung der 
langen Beschäftigungsdauer des Arbeit-
nehmers und des unter Umständen nicht 
klaren Verbots der Internetnutzung zu 
privaten Zwecken eine Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses unverhältnismäßig 
ist.«…1

Dass die Verbreitung rechtswidriger 
oder strafbarer Inhalte eine schärfere 
Reaktion ermöglicht als etwa die Beteili-
gung an einer Internetauktion bei ›eBay‹ 
während der Arbeitszeit, leuchtet unmit-
telbar ein. 

Aber auch an sich nicht strafwürdige 
Verhaltensweisen können zu Problemen 
führen, wenn es sich beim Arbeitgeber 
etwa um einen sogenannten Tendenzbe-
trieb…2 – beispielsweise eine kirchliche 
Einrichtung – handelt und wenn sich die 
fragliche Nutzung als Verstoß gegen die 
vom Arbeitgeber verfolgten Grundsätze 
und Ziele darstellt (dies wäre etwa dann 
der Fall, wenn ein leitender Mitarbeiter 
einer katholischen Einrichtung öffent-
lich für ein freies Recht auf Abtreibung 
oder für das Recht auf Eheschließung für 
Priester eintritt).    

Wobei es in Fällen des Besuchs von 
›Schmuddelseiten‹ im Internet nicht nur 
um etwaige moralische Gründe aufsei-
ten des Arbeitgebers geht: Das Risiko, sich 
bereits durch den bloßen Besuch derarti-
ger Seiten – also auch ohne das gezielte 
Herunterladen von Inhalten (z.B. Bildern) 
– das eigene IKT-System zu ›verseuchen‹, 
ist besonders dort recht groß. Durch der-
artiges Verhalten wird der Betrieb also 
sehr konkret in die Gefahr eines Scha-
dens gebracht. 

Privatnutzung in 
ungeregelter ›Grauzone‹

In vielen Fällen gibt es zum Thema pri-
vater E-Mail-/Internetnutzung allerdings 
weder eine klare arbeitgeberseitige Vor-
gabe noch eine Betriebs- oder Dienstver-
einbarung (siehe: ›Betriebs- und Dienst-
vereinbarungen zu E-Mail und Internet‹ 
Teil 1 und 2 in cf 9/04 ab Seite 15 und 
cf 10/04 ab Seite 6). 

Für diese ›Grauzone‹ ist juristisch 
noch nicht abschließend geklärt, ob die 
private Nutzung ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Arbeitgebers bereits 
eine arbeitsvertragliche Pflichtverlet-
zung darstellt oder ob sie nicht doch 
stets zulässig ist, sofern sie sich in einem 
angemessenen Rahmen bewegt. 

Nach der strengsten Auffassung ist 
der Arbeitnehmer dort, wo weder eine 
Anweisung noch eine entsprechende 
Betriebs-/Dienstvereinbarung oder eine 
sonstige Regelung über die Handhabung 
der E-Mail-/Internetnutzung besteht, 
nicht automatisch zur Privatnutzung 
berechtigt und verstößt folglich gegen 
arbeitsvertragliche Pflichten, wenn er es 
doch tut.

In der Praxis allerdings haben die 
bislang mit diesem Thema befassten 
Gerichte fast durchweg auf die Grund-
sätze zurückgegriffen, die von der Recht-
sprechung bereits zum Problemkreis 
›ungenehmigte Privattelefonate‹ entwi-
ckelt wurden: 

Und danach gilt die Gestattung von 
Privattelefonaten in angemessenem 
Umfang als eine »im Privat- und Arbeits-
leben sozialtypische Erscheinung«, 
mit der Folge, dass der Arbeitnehmer 
– solange er nicht einem eindeutigen 

1… Bundesarbeitsgericht (BAG), 
Urteil vom 7. 7. 2005 (2 AZR 581/04), 
siehe Pressemitteilung, Entschei-
dungstext bislang unveröffent-
licht
2… Ein Betrieb, der unmittelbar 
und überwiegend politischen, 
konfessionellen, wissenschaftli-
chen und ähnlichen Bestimmun-
gen dient



IKT-Recht

32 computer-fachwissen 9/2005

IKT-Recht

33 computer-fachwissen 9/2005

Verbot zuwiderhandelt! – berechtig-
terweise von der Duldung derartiger 
Handlungen in angemessenem Umfang 
ausgehen darf.…3

Wenn schon, dann ein 
eindeutiges Verbot

Konsequenz dieser Rechtsprechung 
ist, dass ein Arbeitgeber, der die private 
Nutzung definitiv nicht möchte, dies 
auch ausdrücklich so anordnen muss. 
Liegt ein solch eindeutiges Verbot dage-
gen nicht vor, darf das Internet jedenfalls 
in geringem Umfang auch privat genutzt 
werden, unabhängig davon, ob es sich 
dabei um das Verschicken und Empfan-
gen von E-Mails oder um das ›Surfen‹ im 
Internet handelt. 

Die Grenze zur Unzulässigkeit ist aber 
stets dort überschritten, wo eine über-
mäßige Nutzung stattfindet (ganz sicher 
also bei täglich mehreren Stunden) oder 
wo durch die Nutzung etwas Verbote-
nes geschieht (z.B. wenn rechtswidrige 
Inhalte – wie beispielsweise antisemi-
tische Propaganda – heruntergeladen 
werden).

Surfen im Übermaß kann zur 
Kündigung führen

Auch das bereits erwähnte aktuelle 
Urteil des Bundesarbeitsgerichts…4 stellt 
noch einmal klar, dass intensives privates 
Surfen im Internet eine arbeitsvertrag-
liche Pflichtverletzung darstellt, die unter 
verschärfenden Umständen sogar zu 
einer fristlosen Kündigung führen kann.

Stillschweigende Duldung

Tatsächlich ist die stillschweigende 
private Nutzung weit verbreitet und 
auch ohne spezielle Regelung in vielen 
Betrieben und Dienststellen allgemein 
üblich. Insbesondere dort, wo sie seit 
geraumer Zeit mit offensichtlicher 
Duldung des Arbeitgebers erfolgt, wird 
deshalb häufig eine sogenannte betrieb-
liche Übung vorliegen, mit der Folge dass 

jedem einzelnen Beschäftigten das, was 
›alle anderen‹ machen, ebenfalls erlaubt 
ist. 

Hat der Arbeitgeber die private 
E-Mail-/Internetnutzung im Betrieb über 
einen längeren Zeitraum hinweg wider-
spruchs- und sanktionslos geduldet, 
begeht der Arbeitnehmer, der ungefragt 
in bescheidenem Umfang surft, folglich 
keine Pflichtverletzung. Arbeitsrechtliche 
Sanktionen (wie Abmahnungen und erst 
recht eine Kündigung) kommen dann 
nur noch in Ausnahmefällen in Betracht, 
vornehmlich dann, wenn die Nutzung 
inhaltlich oder zeitlich auf eine Art und 
Weise erfolgt, von der der Arbeitnehmer 
objektiv nicht mehr annehmen durfte, 
sie sei noch vom (stillschweigenden) Ein-
verständnis des Arbeitgebers gedeckt.…5

Einmal ist (meistens) kein Mal …

Einigkeit besteht in der obergerichtli-
chen Rechtsprechung darüber, dass beim 
Fehlen eines ausdrücklichen (ebenso wie 
bei der geringfügigen Übertretung eines 
bestehenden) Verbots eine Kündigung 
ohne vorherige Abmahnung im Normal-
fall nicht gerechtfertigt ist. 

Wird also eine unzulässige Inter-
net- oder E-Mail-Nutzung vom Arbeit-
geber festgestellt, bedarf es vor einer 
Kündigung regelmäßig eines eindeu-
tigen ›Warnschusses‹ gegenüber dem 
betreffenden Arbeitnehmer.…6 Nur in 
gravierenden Fällen wäre eine fristlose 
Entlassung ohne vorherige Abmahnung 
zulässig. Wann dies der Fall ist, wird 
für vergleichbare Sachverhalte von 
den Gerichten bisher allerdings noch 
durchaus unterschiedlich beurteilt: Wäh-
rend erstinstanzliche Entscheidungen 
zunächst häufig wenig Probleme damit 
hatten, entsprechende Kündigungen 
als gerechtfertigt anzusehen, haben die 
Obergerichte in solchen Fällen dann 
meist zugunsten des Arbeitnehmers ent-
schieden. 

Keine ›Rundum-
Überwachung‹ 

Damit der Arbeitgeber bei unzulässigem 
privatem Gebrauch von Internet oder 
E-Mail im Wege der Abmahnung oder 
gar Kündigung gegen den betreffenden 
Arbeitnehmer vorgehen kann, braucht er 
Beweise. Nicht immer wird er den Sün-

der allerdings zufällig ›auf frischer Tat‹ 
erwischen können. Die gezielte Überwa-
chung der Arbeitnehmer aber unterliegt 
gesetzlichen Grenzen, die namentlich 
das Fernmeldegeheimnis und das Daten-
schutzrecht setzen: Wurde zum Beispiel 
die private E-Mail-Nutzung ausdrücklich 
oder durch allseits bekannte Handha-
bung (›betriebliche Übung‹) zugelassen, 
ist eine systematische Überwachung des 
E-Mail-Verkehrs grundsätzlich unzuläs-
sig. 

Vorgehen im konkreten 
Missbrauchsfall

Eine Ausnahme gilt lediglich dann, 
wenn bereits ein konkreter Missbrauchs-
verdacht besteht. Hier ist eine Protokol-
lierung und Einsichtnahme von E-Mails 
durch den Arbeitgeber erlaubt – nach-
dem er vorher darüber informiert 
hat. Konkret heißt das: Es muss vorher 
bekannt gegeben werden, dass ab einem 
Zeitpunkt X aus einem konkret benann-
ten Grund eine Protokollierung oder 
stichprobenartige Einsichtnahme statt-
finden wird. 

Das Unabhängige Landeszentrum für 
Datenschutz (ULD) in Schleswig-Holstein 
empfiehlt den Arbeitgebern dabei fol-
gendes Vorgehen:  

»Ist zur Kontrolle des Umfangs der 
privaten Nutzung von allgemein zugäng-
lichen Ressourcen eine Auswertung 
vorgesehen, so sollte diese datenschutz-
gerecht wie folgt vor sich gehen: Die Pro-
tokolldaten werden zunächst ohne Bezug 
zu einzelnen Mitarbeitern ausgewertet. 
Ergeben sich dabei unzulässige Zugriffe 
oder eine deutliche Überschreitung der 
erlaubten privaten Nutzung, so sollten 
die Beschäftigten zunächst pauschal 
auf die Unzulässigkeit dieses Verhaltens 
hingewiesen werden. Gleichzeitig sollte 
in Aussicht gestellt werden, dass bei 
Fortdauer der Verstöße eine personali-
sierte Kontrolle stattfindet. Fördert eine 
spätere Stichprobe tatsächlich weitere 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorgaben 
zutage, so kann festgestellt werden, von 
welchem Rechner aus und unter wel-
chem Account û die fraglichen Zugriffe 
stattgefunden haben.«

3… Landesarbeitsgericht (LAG) 
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 12. 7. 
2004 (7 Sa 1243/03)
4… BAG vom 7. 7. 2005 (siehe Fuß-
note 1)
5… LAG Rheinland-Pfalz vom 12. 7. 
2004 (siehe Fußnote 3)
6… Vergl. etwa: LAG Köln, Urteil 
vom 17. 2. 2004 (Sa 1049/03) und 
LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
18. 12. 2003 (4 Sa 1288/03)
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Überwachung bei verbotener 
Privatnutzung

Etwas anders sieht es aus, wenn die 
Privatnutzung generell verboten wurde. 
Dann ist eine gezielte Überwachung 
durch den Arbeitgeber erlaubt. Aller-
dings ist er auch in diesem Fall verpflich-
tet, stets die Maßnahmen mit möglichst 
geringer ›Eingriffsintensität‹ zu wählen, 
also etwa nur  stichprobenartige Kontrol-
len oder fortlaufende Kontrolle nur der 
äußeren Daten wie Zeitpunkt der Absen-
dung und Empfängeradresse. 

Eindeutig rechtswidrig wäre es dage-
gen, wenn der Arbeitgeber ohne vorheri-
ges Einverständnis der Betroffenen regel-
mäßig vom Inhalt sämtlicher E-Mails 
Kenntnis nehmen würde.

Für die Internet-Nutzung gelten die 
gleichen Grundsätze: Die systematische 
Überwachung/Protokollierung der priva-
ten Internetaktivitäten von Beschäftig-
ten ist unzulässig – es sei denn, dass die 
private Nutzung ausdrücklich verboten 
wurde. Ist dies der Fall, erfolgt eine Kon-
trolle häufig bereits im Vorfeld durch den 
Einsatz technischer Zugangssperren, mit 
denen sich andere als beruflich veran-
lasste Nutzungen unterbinden lassen. 
Dafür aber bedarf es des Rückgriffs auf 
individuelle Nutzungsdaten der Beschäf-
tigten regelmäßig nicht, so dass eine 
umfassende Überwachung ebenfalls 
unzulässig wäre. 

Beweisverwertungsverbot bei 
unzulässiger Kontrolle

Übrigens: Durch unzulässige Kon-
troll- und Überwachungsmaßnahmen 
erlangte Beweismittel dürfen grund-
sätzlich nicht verwertet werden! Daraus 
folgt, dass arbeitsrechtliche Konsequen-
zen wie Abmahnungen oder Kündigun-
gen nicht auf Tatsachen gestützt werden 
dürfen, die auf unzulässige Weise ermit-
telt wurden. 

Der betroffene Arbeitnehmer wird 
sich gegen eine entsprechende Kündi-
gung daher mit einiger Aussicht auf 
Erfolg rechtlich wehren können. 

Betriebs- und Personalräte sind des-
halb bereits im ›Vorfeld – nämlich im 
Rahmen des Mitbestimmungsverfah-
rens nach § 102 BetrVG – gefordert, ihr 
Augenmerk nicht nur auf den Vorwurf 
des unerlaubten ›Mailens und Surfens‹ 

selbst zu richten, sondern auch die 
Umstände kritisch zu hinterfragen, unter 
denen der Arbeitgeber seine Kenntnisse 
über dieses Faktum erlangt hat. 

Dass der Betriebs-/Personalrat Kündi-
gungen, deren Gründe mit unzulässigen 
Methoden ermittelt wurden, schon im 
Hinblick auf die damit einhergegange-
nen Gesetzesverletzungen, regelmäßig 
zu widersprechen hat, sollte sich wohl 
von selbst verstehen – die Praxis aller-
dings sieht da teilweise etwas anders 
aus …

Jan A. Strunk ist Rechtsanwalt in Kiel mit den 
Tätigkeitsschwerpunkten EDV-, Internet- und 
Multimedia-Recht, Recht des gewerblichen 
Rechtsschutzes und Arbeitsrecht und schles-
wig-holsteinischer Regionalbeauftragter der 
Arbeitsgemeinschaft Informationstechnologie 
im Deutschen Anwaltverein (DAV); Kontakt: 
Rechtsanwälte Prof. Dr. Weiß Kreitz Strunk, 
Deliusstraße 27, 24114 Kiel; strunk@kielanwalt.de, 
www.kielanwalt.de

û  Account (Konto) = Berechtigung für 
einen Zugang z.B. zu Internet, WWW und 
E-Mail
û  Online-Banking (online = am Kabel) 
= Tätigen von Bankgeschäften über das 
Internet (Überweisungen, Kontostand 
überprüfen usw.)
û  Surfen = Aufsuchen verschiedener 
Informationsquellen im WWW
û  World-Wide-Web (WWW) = der heute 
wohl bedeutendste Teil des Internet, der 
sich vor allem durch Anschaulichkeit 
(Verwendung von Grafiken, Multimedia-
darstellungen) und einfache Bedienung 
(z.B. Links û Seite 23) auszeichnet

›guteArbeit‹ – Juli und August 2005

ó Psychische Belastungen
In ihrer Juliausgabe widmet sich die 
Fachzeitschrift ›guteArbeit‹ (unter ande-
rem) dem Schwerpunktthema ›psychi-
sche Belastungen‹, das gerade auch im 
Zusammenhang mit der Arbeit am PC 
an Bedeutung gewinnt. Dabei werden 
folgende Themen bearbeitet:
Pyschische Belastungen nehmen zu 
– getan wird wenig
Starker Anstieg psychischer Belastungen 
durch Veränderungen der Arbeitswelt
Analyse psychischer Belastungen – Hin-
weise für die Praxis
Schwerpunktthema der Augustausgabe 
ist: ›Halten Sie gesund bis zur Rente 
durch?‹ Dazu viele Artikel, vor allem auch 
mit Beispielen aus der Praxis …

›Arbeitsrecht im Betrieb‹ – Juli 2005

ó Kündigungsschutz
Dauerbrenner in der Betriebsratsarbeit 
ist (leider) die Beschäftigung mit Kün-
digungen. Dazu hat ›Arbeitsrecht im 
Betrieb‹ nun ein Schwerpunktheft her-
ausgebracht – einige Themen aus dem 
über 60 Seiten starken Heft:
Das reformierte Kündigungsschutzrecht
Die einzelnen Kündigungsarten
Anhörung des Betriebsrats
Weiterbeschäftigungsanspruch bei 
Kündigung
Das nachvertragliche Wettbewerbs-
verbot
Massenentlassungen
Wiedereinstellungsansprüche nach 
der Kündigung

›Arbeitsrecht im Betrieb‹ – August 2005

ó Voice over IP u.a.
cf-Autor Jochen Konrad-Klein beschäftigt 
sich mit dem Thema:
Voice over IP (VoIP) – Telefonieren übers 
Internet
Weitere Themen: Fusionskontrollver-
ordnung, gemeinsamer Betrieb mehrerer 
Unternehmen, Zielvereinbarungen

Einzelhefte oder Probeabonnements 
können Sie einfach und bequem bestel-
len unter fon 0 22 03-10 02-66 /-80 oder 
via E-Mail unter: bundverlag@b-d-k.de

zeitschriften
gelesen …

in anderen


